
Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die Durchführung von Aktionen zur För-
derung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Türkei

(98/C 408/10)

KOM(1998) 600 endg. — 98/0300(SYN)

(Von der Kommission vorgelegt am 22. Oktober 1998)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 130w,

auf Vorschlag der Kommission,

gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Vertrags,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und
der Türkei basieren hauptsächlich auf dem Assoziations-
abkommen vom 12. September 1963 und den Beschlüs-
sen des damit eingesetzten Assoziationsrats.

Die Türkei setzt die Durchführung umfangreicher Re-
formen fort zur Verbesserung ihrer Wirtschaft, zur Um-
strukturierung und Erhöhung der Leistungsfähigkeit
ihres öffentlichen Sektors, zur Modernisierung ihrer
wirtschaftlichen und sozialen Infrastrukturen und zur
Entwicklung des Produktivsektors.

Der Europäische Rat erklärte auf seiner Tagung in Car-
diff am 15./16. Juni 1998, daß er der Durchführung der
europäischen Strategie für die Türkei große Bedeutung
beimißt, und forderte die Kommission auf, geeignete
Vorschläge auch zu den finanziellen Aspekten zu unter-
breiten.

In der Türkei besteht zwischen den einzelnen Provinzen
ein erhebliches Einkommensgefälle. Um den Schlußfol-
gerungen des Europäischen Rates von Cardiff nachzu-
kommen, ist dieses Gefälle durch Förderung der Ent-
wicklung der rückständigen Regionen und durch Stär-
kung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts
abzubauen.

Die Bestimmungen dieser Verordnung basieren auf der
Wahrung der Grundsätze der Demokratie und des
Rechtsstaats sowie der Achtung der Menschenrechte, der
Grundfreiheiten und des Völkerrechts, von denen sich
die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten
in ihrer Politik leiten lassen.

Die Gemeinschaft mißt dem in der Türkei eingeleiteten
Prozeß zur Verbesserung ihrer demokratischen Prakti-
ken zur Förderung der Achtung der Menschenrechte
und zur stärkeren Beteiligung der Zivilgesellschaft an ih-
rer Entwicklung besondere Bedeutung bei.

In dieser Verordnung wird für den Zeitraum 1999—2001
ein Referenzbetrag im Sinne von Punkt 2 der Erklärung
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom-
mission vom 6. März 1995 festgelegt, ohne daß dadurch
die im Vertrag verankerte Befugnis der Haushaltsbe-
hörde berührt wird.

Die mit dieser finanziellen Unterstützung durchgeführ-
ten Projekte und Programme müssen zur Entwicklung
der Türkei, zur Reform ihrer Entwicklungspolitiken und
zur Umstrukturierung ihrer Verwaltungen beitragen.

Die mit dieser finanziellen Unterstützung finanzierten
Projekte und Programme müssen der gesamten Bevölke-
rung zugute kommen, die unter dem Entwicklungsrück-
stand der Türkei leidet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Gemeinschaft beteiligt sich an den Anstrengungen
der Türkei zur Förderung ihrer wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung.

Artikel 2

Für die Durchführung dieser Verordnung wird ein Refe-
renzbetrag von 135 Mio. ECU für den Zeitraum
1999—2001 vorgesehen.

Die jährlichen Mittel werden von der Haushaltsbehörde
im Rahmen der Finanziellen Vorausschau genehmigt.

Artikel 3

(1)ÚÙBegünstigte der Kooperationsprojekte und -aktio-
nen sind nicht nur der türkische Staat und die Regionen,
sondern auch die Gebietskörperschaften, die regionalen
Organisationen, die öffentlichen Einrichtungen, die lo-
kalen oder traditionellen Gemeinschaften, die Organisa-
tionen zur Unterstützung der Unternehmen, die Genos-
senschaften und die Zivilgesellschaft, insbesondere die
Vereinigungen, die Stiftungen und die nichtstaatlichen
Organisationen.

(2)ÚÙIst eines der wesentlichen Kriterien für die Weiter-
führung der Stützungsmaßnahmen zugunsten der Türkei
nicht erfüllt, und insbesondere im Fall der Verletzung
der Grundsätze der Demokratie, des Rechtsstaats, der
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Menschenrechte und der Grundfreiheiten sowie des Völ-
kerrechts, kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission geeignete Maßnahmen be-
schließen.

Artikel 4

(1)ÚÙDie Projekte und Aktionen der Entwicklungsko-
operation betreffen u.Øa. folgende Bereiche:

—ÙModernisierung des Produktionssystems, Verbesse-
rung der Verwaltungskapazitäten und -infrastruktu-
ren, insbesondere in den Bereichen Umwelt, Energie
und Verkehr;

—ÙFörderung der industriellen Zusammenarbeit, insbe-
sondere durch Unterstützung der industriellen Diver-
sifizierung und der Gründung von kleinen und mitt-
leren Unternehmen;

—ÙZusammenarbeit in den Bereichen Telekommunika-
tion, Infrastrukturen, ländliche Entwicklung und So-
zialdienste;

—ÙStärkung der Kapazitäten der türkischen Wirtschaft,
vor allem durch Aktionen zur Förderung der Um-
strukturierung des türkischen öffentlichen Sektors
und der Privatinitiative;

—ÙZusammenarbeit im Gesundheitsschutz;

—Ùregionale und grenzübergreifende Zusammenarbeit;

—ÙZusammenarbeit in jeder Form zum Schutz und zur
Förderung der Demokratie, des Rechtsstaats, der
Menschenrechte und zum Schutz der Minderheiten;

—ÙZusammenarbeit in humanitären Fragen;

—ÙUnterstützung in jeder Form zur Förderung der Ent-
wicklung der Beziehungen zwischen der Europäi-
schen Union und der Türkei.

(2)ÚÙSoweit sich dies als angemessen erweisen sollte,
würden Aktionen zur Stützung eines Strukturanpas-
sungsprogramms auf der Grundlage folgender Grund-
sätze durchgeführt:

—ÙDie Stützungsprogramme sind der besonderen Situa-
tion der Türkei angepaßt und berücksichtigen die
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen.

—ÙDie Stützungsprogramme sehen Maßnahmen vor, die
insbesondere die etwaigen nachteiligen Auswirkungen
des Strukturanpassungsprozesses in sozialer Hinsicht
und auf die Beschäftigung vor allem für die benach-
teiligten Bevölkerungsgruppen ausgleichen.

—ÙBerücksichtigt werden die wirtschaftliche Situation
der Türkei und insbesondere der Umfang der Ver-
schuldung und die Schuldendienstbelastung, die Zah-
lungsbilanzsituation, die Verfügbarkeit von Devisen,
die Währungssituation, die Höhe des Bruttoinlands-

produkts pro Kopf der Bevölkerung und das Ausmaß
der Arbeitslosigkeit.

Artikel 5

(1)ÚÙDie finanzielle Unterstützung aufgrund dieser
Verordnung wird in Form von nichtrückzahlbaren Zu-
schüssen gewährt.

(2)ÚÙDie Mittel, die bei der Durchführung der in dieser
Verordnung vorgesehenen Aktionen eingesetzt werden
können, umfassen insbesondere technische Hilfe, Ausbil-
dungsmaßnahmen oder andere Dienstleistungen, Liefe-
rungen und Bauarbeiten sowie Rechnungsprüfungen und
Evaluierungs- und Kontrollmissionen.

(3)ÚÙDie Finanzierung durch die Gemeinschaft kann
insbesondere Investitionausgaben mit Ausnahme des Im-
mobilienerwerbs und laufende Ausgaben (einschließlich
Verwaltungs-, Wartungs- und Betriebsausgaben) umfas-
sen, wobei zu berücksichtigen ist, daß das Projekt auf
die Übernahme der laufenden Ausgaben durch die Be-
günstigten abzielen muß.

(4)ÚÙGrundsätzlich ist bei allen Kooperationsmaßnah-
men ein finanzieller Beitrag der in Artikel 3 genannten
Partner erforderlich. Dieser Beitrag wird im Rahmen der
Möglichkeiten, der Partner und nach Maßgabe der Art
der jeweiligen Aktion verlangt. In bestimmten Fällen
kann der Beitrag in Sachleistungen erfolgen, wenn es
sich bei dem Partner um eine Nichtregierungsorganisa-
tion oder um eine Organisation handelt, die sich auf be-
stimmte Gemeinschaften stützt.

(5)ÚÙEs können Möglichkeiten für Kofinanzierungen
mit anderen Geldgebern, insbesondere mit den Mitglied-
staaten, gesucht werden.

(6)ÚÙAlle zweckdienlichen Maßnahmen werden getrof-
fen, um den Gemeinschaftscharakter der im Rahmen die-
ser Verordnung gewährten Hilfen zum Ausdruck zu
bringen.

(7)ÚÙZur Verwirklichung der im Vertrag vorgesehenen
Ziele der Kohärenz und Komplementarität und zur Ge-
währleistung der Effizienz aller Aktionen kann die Kom-
mission alle zweckdienlichen Koordinierungsmaßnahmen
treffen, die insbesondere umfassen:

a)Ùdie Einrichtung eines Systems für den systematischen
Austausch und die systematische Analyse von Infor-
mationen über die von der Gemeinschaft und den
Mitgliedstaaten finanzierten oder zur Finanzierung
vorgesehenen Maßnahmen;

b) eine Koordinierung der Durchführung der Aktionen
vor Ort über regelmäßige Treffen und einen Aus-
tausch von Informationen zwischen den Vertretern
der Kommission und der Mitgliedstaaten in dem be-
günstigten Land.
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(8)ÚÙDie Kommission kann im Benehmen mit den Mit-
gliedstaaten alle zweckdienlichen Initiativen ergreifen,
um eine ordnungsgemäße Koordinierung mit den übri-
gen betroffenen Geldgebern zu gewährleisten.

Artikel 6

(1)ÚÙDie Kommission wird beauftragt, die in dieser
Verordnung vorgesehenen Aktionen gemäß den gelten-
den Haushaltsverfahren und sonstigen Verfahren, insbe-
sondere denen, die in der für den Gesamthaushaltsplan
der Gemeinschaften geltenden Haushaltsordnung vorge-
sehen sind, vorzubereiten, zu beschließen und zu verwal-
ten.

(2)ÚÙBei der Evaluierung der Projekte und Programme
werden folgende Faktoren berücksichtigt:

—ÙEffizienz und Lebensfähigkeit der Aktionen;

—Ùkulturelle, soziale, geschlechts- und umweltspezifi-
sche Aspekte;

—ÙAufbau der erforderlichen Verwaltungen zur Errei-
chung der Ziele der Aktion;

—Ùdie bisherige Erfahrung mit gleichartigen Aktionen.

(3)ÚÙDie Beschlüsse über Maßnahmen, deren Finanzie-
rung im Rahmen dieser Verordnung 2 Mio. ECU je
Maßnahme übersteigt, werden nach dem Verfahren des
Artikels 7 gefaßt.

Die Kommission unterrichtet den in Artikel 7 genannten
Ausschuß kurz über die Finanzierungsbeschlüsse, die sie
für Projekte und Programme mit einem Wert von 2 Mio.
ECU oder weniger zu fassen beabsichtigt. Diese Unter-
richtung erfolgt spätestens eine Woche vor der Beschluß-
fassung.

(4)ÚÙDie Kommission ist ermächtigt, ohne die Stellung-
nahme des in Artikel 7 genannten Ausschusses die zu-
sätzlichen Mittelbindungen zu genehmigen, die zur Dek-
kung der zu erwartenden oder festgestellten Überschrei-
tungen der Kosten dieser Aktionen notwendig sind, so-
fern diese Überschreitung oder der zusätzliche Bedarf
höchstens 20Ø% der in dem Finanzierungsbeschluß fest-
gelegten ursprünglichen Mittelbindung beträgt.

Beträgt die im vorstehenden Absatz genannte zusätzliche
Mittelbindung weniger als 4 Mio. ECU, so wird der in
Artikel 7 genannte Ausschuß über den von der Kommis-
sion gefaßten Beschluß unterrichtet. Beträgt die zusätzli-
che Mittelbindung 4 Mio. ECU, aber weniger als 20Ø%
des ursprünglich festgelegten Betrags, so wird die Stel-
lungnahme des Ausschusses eingeholt.

(5)ÚÙDie gemäß dieser Verordnung geschlossenen Fi-
nanzierungsabkommen und -verträge sehen insbesondere
vor, daß die Kommission und der Rechnungshof Kon-
trollen vor Ort nach den üblichen Verfahren durchfüh-
ren können, die von der Kommission im Rahmen der

geltenden Bestimmungen, insbesondere der für den Ge-
samthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaft gel-
tenden Haushaltsordnung, festgelegt wurden.

(6)ÚÙWerden für die Aktionen Finanzierungsabkommen
zwischen der Gemeinschaft und der Türkei geschlossen,
so sehen diese vor, daß Steuern, Gebühren und Abgaben
nicht von der Gemeinschaft finanziert werden.

(7)ÚÙDie Teilnahme an Ausschreibungen und Aufträgen
steht allen natürlichen und juristischen Personen der
Mitgliedstaaten und der Türkei zu gleichen Bedingungen
offen.

(8)ÚÙDie Lieferungen müssen ihren Ursprung in den
Mitgliedstaaten oder der Türkei haben.

Artikel 7

Die Kommission wird von einem Ausschuß unterstützt,
der mit der Verordnung (EG) Nr. 1488/96Ø(Î) eingesetzt
wurde, nachstehend ,,Mittelmeer-Ausschuß‘‘ genannt,
und der sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten zu-
sammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission
den Vorsitz führt. Der Ausschuß arbeitet nach folgen-
dem Verfahren:

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu diesem Entwurf in-
nerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berück-
sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage fest-
setzen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit
abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags für
die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommis-
sion zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Ab-
stimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertre-
ter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil.

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen,
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses über-
einstimmen.

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stel-
lungnahme des Ausschusses nicht überein oder liegt
keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission
dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu tref-
fenden Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizier-
ter Mehrheit.

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist, die drei Monate
von der Befassung des Rates an nicht überschreiten darf,
keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen
Maßnahmen von der Kommission erlassen.

(Î)ÙABl. L 189 vom 30.7.1996, S. 1.
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Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten späte-
stens drei Monate nach ihrem Beschluß über die geneh-
migten Aktionen und Projekte mit Angabe der Beträge,
der Art und der Partner.

Artikel 8

Einmal jährlich findet in einer Sitzung des gemäß Artikel
7 eingesetzten Ausschusses ein Meinungsaustausch an-
hand eines Berichts des Vertreters der Kommission über
die allgemeinen Leitlinien für die im kommenden Jahr
durchzuführenden Aktionen statt.

Artikel 9

Nach Ablauf eines jeden Haushaltsjahrs unterbreitet die
Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat
einen Jahresbericht mit einer Zusammenfassung der im
Lauf des Haushaltsjahrs finanzierten Aktionen sowie ei-
ner Evaluierung der Durchführung dieser Verordnung
während des Haushaltsjahrs.

Die Zusammenfassung enthält insbesondere Informatio-
nen über die Akteure, mit denen die Aufträge vereinbart
oder die Verträge geschlossen wurden.

Der Bericht enthält ferner eine Zusammenfassung der
gegebenenfalls für spezifische Aktionen durchgeführten
Evaluierungen.

Artikel 10

Die Kommission nimmt regelmäßig Evaluierungen der
von der Gemeinschaft finanzierten Aktionen vor, um
festzustellen, ob die Ziele dieser Aktionen erreicht wur-
den, und um Leitlinien zur Verbesserung der Effizienz
der künftigen Aktionen festzulegen. Die Kommission un-
terbreitet dem in Artikel 7 genannten Ausschuß eine Zu-
sammenfassung der Evaluierungen, die gegebenenfalls
von diesem geprüft werden können. Die Evaluierungsbe-
richte werden den Mitgliedstaaten auf Antrag zur Verfü-
gung gestellt.

Artikel 11

Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat drei Jahre nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung eine Gesamtevaluierung der von der
Gemeinschaft im Rahmen dieser Verordnung finanzier-
ten Aktionen sowie Empfehlungen zur zukünftigen An-
wendung dieser Verordnung und gegebenenfalls zu ihrer
Änderung.

Artikel 12

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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